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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

einmal mehr gibt es eine Menge
Neuigkeiten zu berichten. So 6ffnen
sich neue Horizonte zur Abwehr der
VG-Media-Gebiihren.  Nun  wird
sich zeigen, ob die Rechtsprechung
des LG Minchen hélt oder nicht
und wie die WEG’s ggf. mit den
abgeschlossenen  Lizenzvertragen
danach umgehen kénnen.

Der VIII. Zivilsenat hat eine inte-
ressante Entscheidung zur unwirk-
samen Sachbefristung von Woh-
nungsmietvertrdgen getroffen, die
maoglicherweise groBe Auswirkun-
gen auf Gewerbemietvertrage haben
konnte, wenn der XIl. Zivilsenat
dieser Argumentation folgt. Die
Erleichterungen bzgl. der gesetzlich
angeordneten Schriftform durch die
sogenannte  Auflockerungsrecht-
sprechung Ende der 90er Jahre

Kurze Meldungen

Keine lizenzpflichtige Weiterlei-
tung von TV-Signalen in Wohn-
anlage

Das LG Minchen | hat der VG-
Media einen dicken Strich durch die
Rechnung gezogen. Nach einem
Urteil vom 20.2.2013 schulde die
Wohnungseigentimergemeinschaft
keine Lizenzgebulhren fir die ka-
belgebundene TV-Signal-
weiterleitung im Hausnetz nach 88
20, 20b UrhG, wenn sich die Woh-
nungen in einem einheitlichen Ge-
b&ude befanden. Weiter missten die
Mitglieder der Eigentumergemein-
schaft sozial miteinander verbunden
sein. Dies sahen die Munchener
Richter als gegeben an. Die Woh-
nungseigentimergemeinschaft ma-
che durch die von ihr betriebene
TV-Kabelanlage nicht geschitzte
Werke einer Offentlichkeit zugang-
lich, wie die VG-Media meine. Im
Rahmen einer wertenden Betrach-

SHLIES

wirde noch einmal erheblichen
Rickenwind erhalten (siehe hierzu
auch den Kommentar).

Ferner ist endlich der die Fachzei-
tungen flllende Streit um die Be-
schlusskompetenz der WEG bei der
Installation von Rauchwarnmeldern
vom BGH geklart worden. Die
WEG kann beschlieBen, wenn es
eine gesetzliche Pflicht gibt (in
Sachsen ist diese noch nicht be-
grlindet worden, was aber sicher nur
noch eine Frage der Zeit ist).

Auch hat der BGH Kklar gestellt,
unter welchen strengen Vorausset-
zungen die Gemeinschaften eine
Videolberwachung installieren
kénnen. Die Anforderungen sind
hoch und auch sehr kompliziert
ausgestaltet. Jede Gemeinschaft, die

tung sei festzustellen, dass die Ge-
meinschaft lediglich einen Privat-
empfang organisiere. Eine gewisse
soziale Verbindung gabe es zudem
auch bei groRReren Gemeinschaften
wie der hiesigen, die 343 Wohnun-
gen beinhalte (21 O 16054/12, IBR-
Online).

EAEG-Novelle erhéht Einlagensi-
cherung fur Instandhaltungsriick-
lagen

Das Einlagensicherungs- und Anla-
geentschddigungsgesetz  ist  zur
Umsetzung einer EU-Richtliniie
(2011/61 EU) geédndert worden. Mit
Wirkung zum 1.1.2014 werden
Konten, die auf den Namen einer
Gemeinschaft von Wohnungseigen-
timern gefiihrt werden, nicht mehr
nur mit 100.000 € abgesichert. In-
soweit wird die Teilrechtsfahigkeit
der WEG ausgeblendet und die
Mitglieder der Wohnungseigentu-

das Ansinnen einer Videoulberwa-
chung umsetzen mdchte, ist gut
beraten, das Urteil auch in der Ori-
ginalfassung haarklein zu studieren.

Beruhigend nur, dass der BGH in
einfachen Worten die (bliche Ver-
fahrensweise zur Erstellung von
Wirtschaftsplanen nun auch ganz
offiziell seinen Segen erteilt hat. Es
muss ja auch einmal etwas Einfa-
ches dabei sein. Unsere Leser der
ZIV werden dergestalt hoffentlich
noch mehr finden. In diesem Sinne
wiinschen wir wieder eine interes-
sante Lektdre.

Es griRt herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

mergemeinschaft als Kontoinhaber
betrachtet. Danach wird also jedem
Wohnungseigentiimer in der Ge-
meinschaft hinsichtlich seines An-
teils eine Sicherung von 100.000 €
gewahrt, so dass i.d.R. eine Voller-
stattung zu erwarten sein durfte
(BT-DrS 374/13).

Keine fehlerhafte Ladung, ohne
Mitteilung der neuen Adresse

Teilt ein Wohnungseigentiimer dem
Verwalter nicht seine neue Adresse
mit, stellt der fehlende Zugang der
Ladung bei diesem Eigentiimer
nach einem Urteil des BGH vom
5.7.2013 (V_ZR 241/12) keinen
Ladungsfehler dar. Der Eigentimer
musse sich vielmehr die Folgen
seiner Obliegenheitsverletzung
zurechnen lassen. Die in der Ver-
sammlung gefassten Beschlusse
kdnnten daher wegen der unterblie-
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 20 Senderecht
Das Senderecht ist das Recht, das Werk durch Funk, wie Ton- und Fernsehrundfunk,  Satellitenrundfunk, Kabelfunk oder ähnliche technische Mittel, der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.
§ 20b Kabelweitersendung
(1) Das Recht, ein gesendetes Werk im Rahmen eines zeitgleich, unverändert und vollständig weiterübertragenen Programms durch Kabelsysteme oder Mikrowellensysteme weiterzusenden (Kabelweitersendung), kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. Dies gilt nicht für Rechte, die ein Sendeunternehmen in Bezug auf seine Sendungen geltend macht.



benen Ladung dieses Eigentiimers
nicht wirksam angefochten werden.

Neues Gebuhrenrecht

Zum 1.8. ist das Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetz in Kraft getre-
ten. Angehoben wurden hierdurch
sowohl die Gebihren der Gerichte
als auch der Notare der Sachver-
stdndigen und auch der Anwdlte.
Bei den Anwadlten fihren einzelne
Anderungen indessen auch zu einer
Reduzierung der Gebihren, die
letztmals 2008 eine Anpassung
erfuhren. So gibt es eine neue Ta-
belle mit hdheren Werten. Die Stre-
ckung der Tabelle hinsichtlich der
Streitwerte wurde indessen auch
geéndert, so dass die kleinere Staf-
felung der alten Tabelle teilweise zu
besseren Gebuhrenaufkommen
fiihrte, als die neue Tabelle. Auch
Ratenzahlungsvereinbarungen sind
kinftig fur die Schuldner — die sie
am Ende bezahlen mussen — gunsti-
ger geworden. Im GrofRen und Gan-
zen wird aber eine moderate Erho-

Wohnraummietrecht
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hung durch das Gesetz erreicht. Die
Anderung gilt nur fur Auftrage, die
nach dem 1.8.13 erteilt wurden.
Schon laufende Verfahren werden
also noch vollstandig nach dem
alten Recht abgerechnet.

Schadensersatz auch bei formell
unwirksamer Kiindigung

Der Mieter kiindigte Uber seinen
Anwalt den Wohnraummietvertrag,
weil der Vermieter sich mit der
Beseitigung von Schimmelschéden
angeblich in Verzug befand. Nach-
folgend klagte er gegen den Ver-
mieter u.a. auf Ersatz von umzugs-
bedingten Kosten und Ersatz von
hoheren Mietzinsen in der neuen
Wohnung. Die Klage hatte zunéchst
in den Vorinstanzen keinen Erfolg,
weil die Kiindigung mangels Vorla-
ge einer Originalvollmacht zuriick
gewiesen wurde (§8 174 BGB). Der
BGH entschied nun mit Urteil vom
3.7.2013, dass nicht nur die formal
wirksame Kindigung den Anspruch
auf  Schadensersatz wegen Um-

zugskosten nach § 536a BGB eroff-
ne. Es genilige vielmehr, dass der
Mieter wegen der Mietméngel eine
andere, angemessene neue Woh-
nung anmiete. Der Rechtsstreit
wurde zurlick verwiesen, damit die
Vorinstanzen Beweis Uber das Vor-
liegen der Méngel erheben kdnnen.
(VI ZR 191/12).

WEG-Verwalter
beauftragen

darf Anwalt

Im Urteil vom 5.7.2013 hat der
BGH Kklar gestellt, dass nach der
gesetzlichen Regelung in § 27 Abs.
2 Nr. 2 der WEG-Verwalter ohne
Beschlussfassung befugt ist, einen
Anwalt zu beauftragen, wenn eine
gegen die Wohnungseigentiimer
gerichtete Klage zugestellt werde.
Das gleiche gelte fir Passivprozes-
se, die sich gegen den teilrechtsfa-
higen Verband richteten, § 27 Abs.
3 Nr. 2 WEG (V ZR 241/12).

Erganzende Vertragsauslegung bei unwirksamer Befristung

Mit der Auslegung einer unwirk-
samen  Befristungsabrede in
einem  Wohnraummietvertrag
befasste sich der BGH im Urteil
vom 10.7.2013. Der Mietvertrag
enthielt folgende Klausel: ,,Das
Mietverhaltnis ist auf Verlangen
des Mieters auf bestimmte Zeit
abgeschlossen. Es beginnt am
1.11.2004 und endet am
31.10.2011, wenn es nicht ver-

langert mit 2 x 3-jahriger Ver-
langerungsoption®.

Mit Schreiben vom 28.2.2011
kindigte die Vermieterin das
Mietverhaltnis ordentlich wegen
Eigenbedarfs. Da der Mieter
nicht auszog, klagte die Vermie-
terin auf R&umung und gewann
in den Vorinstanzen. Der BGH
kassierte die Urteile und wies die
Raumungsklage ab. Der flr
Wohnraummietsachen zustandi-
ge Senat fiihrte aus, dass die
Befristung unwirksam sei. Die
fir eine wirksame Befristung
erforderlichen Voraussetzungen
des § 575 Abs. 1 BGB hatten
beim Vertragsschluss nicht vor-
gelegen. Der Vertrag gelte da-
her als auf unbestimmte Zeit
abgeschlossen. Durch die Un-

wirksamkeit sei eine Licke im
Vertrag entstanden, die im Wege
der ergdnzenden Vertragsausle-
gung zu schlielen sei. Dabei sei
zu bericksichtigen, was die Par-
teien redlicherweise vereinbart
hatten, wenn ihnen die Unwirk-
samkeit der Vertragsbestimmung
bekannt gewesen ware. Da das
von beiden Parteien verfolgte
Ziel einer langfristigen Bindung
an den Mietvertrag durch einen
beiderseitigen  Kindigungsver-
zicht erreicht werden konne, sei
ein solcher Ausschluss der or-
dentlichen Kindigung fir die
Dauer der Befristung anzuneh-
men. Die ausgesprochene Kin-
digung sei daher unwirksam
(VI ZR 388/12).
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen aller Wohnungseigentümer und mit Wirkung für und gegen sie
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die Wohnungseigentümer gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 1, Nr. 4 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren zu führen;



Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und mit Wirkung für und gegen sie
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die Gemeinschaft gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren zu führen;


Schultze
Kommentar zu Text
Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen gegenüber vornimmt, ist unwirksam,
wenn der Bevollmächtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vorlegt und der andere das Rechtsgeschäft aus diesem
Grunde unverzüglich zurückweist. Die Zurückweisung ist ausgeschlossen, wenn der Vollmachtgeber den anderen
von der Bevollmächtigung in Kenntnis gesetzt hatte.


Schultze
Kommentar zu Text
(1) Hat die Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre Tauglichkeit zum
vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während der Mietzeit ein solcher Mangel, so ist der Mieter für
die Zeit, in der die Tauglichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. Für die Zeit, während der
die Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen herabgesetzte Miete zu entrichten. Eine unerhebliche
Minderung der Tauglichkeit bleibt außer Betracht.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ein Mietverhältnis kann auf bestimmte Zeit eingegangen werden, wenn der Vermieter nach Ablauf der Mietzeit
1. die Räume als Wohnung für sich, seine Familienangehörigen oder Angehörige seines Haushalts nutzen will,
2. in zulässiger Weise die Räume beseitigen oder so wesentlich verändern oder instand setzen will, dass die Maßnahmen durch eine Fortsetzung des Mietverhältnisses erheblich erschwert würden, oder
3. die Räume an einen zur Dienstleistung Verpflichteten vermieten will und er dem Mieter den Grund der Befristung bei Vertragsschluss schriftlich mitteilt. Anderenfalls gilt das Mietverhältnis als auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
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Quotenabgeltung und Kostenermittlung durch Malerfachbetrieb

Im Urteil vom 29.5.2013 setzte
sich der BGH mit der Wirksam-
keit einer  mietvertraglichen
Quotenabgeltungsklausel ausei-
nander. Nach der verwendeten
Klausel sollten die quotal vom
Mieter zu tragenden Kosten auf
der Grundlage eines vom Ver-
mieter eingeholten Kostenvoran-

schlags eines Malerfachbetriebs
berechnet werden. Der VIIL.
Zivilsenat entschied, dass die
Klausel unwirksam sei, weil sie
den Mieter unangemessen be-
nachteilige, 8§ 307 BGB. Die
Klausel begriinde eine verbindli-
che Geltung dieses Kostenvoran-
schlags, ohne dass dem Mieter

die Mdglichkeit eréffnet sei, den
Kostenansatz hinsichtlich Rich-
tigkeit und Angemessenheit zu
bestreiten oder gar ein eigenes
Angebot eines anderen Fachbe-
triebes vorzulegen (VII ZR
285/12).

Zur Ermittlung der ortstiblichen Vergleichsmiete

Wie die ortslibliche Vergleichs-
miete korrekt zu ermitteln ist,
erléuterte der BGH in zwei Ent-
scheidungen vom 3.7.2013. Die
Vermieterin besass jeweils zahl-
reiche Mieteinheiten einer Sol-
daten- bzw. Bergarbeitersied-
lung. Nachdem einzelne Mieter
der Mieterhdhung auf der
Grundlage des Mietspiegels
widersprachen, klagte die Ver-

Geschaftraummietrecht

mieterin.  Im Rahmen des
Rechtsstreits wurde ein Ge-
richtsgutachten zur ortsliblichen
Vergleichsmiete erstellt. Dabei
zogen die Gutachter jeweils
Mieteinheiten aus den Siedlun-
gen heran. Dieser Vorgehens-
weise widersprach der BGH
letztinstanzlich. Die Gerichts-
gutachter durften zur Ermittlung
der ortstiblichen Vergleichsmiete

nicht nur Mietobjekte der glei-
chen Wohnsiedlung und hier
insbesondere nicht nur Objekte
derselben Vermieterin heranzie-
hen. Vielmehr habe der Sachver-
standige bei der Ermittlung der
Einzelvergleichsmiete ein breites
Spektrum von Vergleichswoh-
nungen aus der Gemeinde zu
beriicksichtigen (Vi ZR
263/12, VIl ZR 354/12).

Kein Anerkenntnis durch Bezahlung auf Betriebskostenabrechnung

Im Urte|I vom 10.7.2013 hat sich

der fur Gewerbemietrecht zu-
standige XII. Zivilsenat einmal
mehr der vorangehenden Recht-
sprechung des Wohnraummiet-
senates  angeschlossen.  Der
Vermieter hatte eine Betriebs-
kostenabrechnung erstellt, aus
der sich ein Guthaben fir den
Mieter ergab. Das Guthaben
zahlte der Vermieter aus. Der
Mieter erhob Einwendungen
gegen die Abrechnung. Bei der

Bearbeitung der Monierung fiel
dem Vermieter auf, dass er die
Grundsteuer in der Abrechnung
vergessen hatte. Er &nderte die
Abrechnung zulasten des Mie-
ters und verlangte nunmehr
375,76 € Nachzahlung. Der Mie-
ter verweigerte die Bezahlung.

Amts- und Landgericht wiesen
die Klage des Vermieters ab.
Das Landgericht fiihrte aus, dass
der Wohnraummietsenat beim
BGH mit Urteil vom 12.1.2011
(VI ZR 296/09, ZIV 2011, 5)
entschieden habe, dass mit der
Einflhrung der ausschlussbe-
wehrten Abrechnungs- und Ein-
wendungsfristen nach 8 556
Abs. 3 BGB es keinen Raum

mehr fur die bis dato herrschen-
de Rechtsauffassung gabe, dass
die Bezahlung einer Abrechnung
ein deklaratorisches Schuldaner-
kenntnis beinhalte. Da die Rege-
lung in § 556 Abs. 3 fur Gewer-
bemietraumverhéltnisse  nicht
gelte, sei die Rechtsprechung
nicht dbertragbar. Mit der Aus-
zahlung des Guthabens habe
daher der Vermieter ein Schuld-
anerkenntnis abgegeben, so dass
die Abrechnung nicht mehr hatte
korrigiert werden konnen.

Der XII. Zivilsenat sah dies an-
ders. Der Senat vertrete die
Auffassung, dass der Vermieter
von Gewerberaum entsprechend
der Regelung in 8 556 Abs. 3

45


http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu vereinbarenist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet ist.



Schultze
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist der Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften
Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten


BGB verpflichtet sei, innerhalb
eines Jahres nach Beendigung
des Abrechnungszeitraumes eine
Betriebskostenabrechnung  zu
erstellen, soweit die Parteien
nichts anderes vereinbart hdtten
oder der Vermieter die Verspé-
tung nicht zu vertreten habe
(BGH-Urteil vom 27.1.2010, XII
ZR 22/07, ZIV 2010, 6). Den-
noch sei die Begriindung des
VIII. Zivilsenats im Gewerbe-
mietraumrecht nicht tragfahig,
weil die Ausschlussfristen in §
556 Abs. 3 BGB insoweit keine
Anwendung fanden. Die Grenze
der Korrektur einer Betriebskos-
tenabrechnung in einem Gewer-
bemietverhéltnis sei bei der Ver-
jahrung oder in Ausnahmefallen
schon vorher in der Verwirkung
zu finden.

Dennoch liege weder in der
Auszahlung eines Guthabens
durch den Vermieter, noch in der

Kommentar

SHLIES

Bezahlung eines Schuldsaldos
durch den Mieter ein Schuldan-
erkenntnis.  Ein  Schuldaner-
kenntnis setze als Vertrag zwei
Ubereinstimmende Willenserkl&-
rungen voraus, die auch konklu-
dent abgegeben werden kénnten.
Die Auszahlung eines Guthabens
stelle aus der Sicht des Mieters
keine Willenserkldrung dar. Die
Geldleistung sei eine reine Erfl-
lungshandlung (§ 363 BGB), der
kein weiterer rechtsgeschéftli-
cher Erklarungswert zukomme.
Auch in anderen Entscheidung
auBerhalb des Mietrechts habe
der BGH der Bezahlung einer
Rechnung grundsétzlich kein
rechtsgeschaftlichen Erkla-
rungswert beigemessen (Urteil
vom 11.11.2008, VIHII ZR
265/07, Urteil vom 11.1.2007,
VIl ZR 165/06). Gegen eine
vertragliche Vereinbarung spre-
che auch die Rechtsauffassung

des VIII. Zivilsenates, wonach
der Vermieter innerhalb der
Abrechnungsfrist die Betriebs-
kostenabrechnung auch noch
zulasten des Mieters abandern
kénne. Der fehlende Verweis in
§ 578 Abs. 2 BGB auf die Rege-
lungen des § 556 Abs. 3 BGB
zeige zudem, dass der Gesetzge-
ber nur im Bereich des Wohn-
raummietrechts ein BedUrfnis
dafiir gesehen habe, fur die Ver-
tragsparteien kurzfristige Klar-
heit Uber die wechselseitigen
Verbindlichkeiten fiir das jewei-
lige Abrechnungsjar zu schaffen.

Der Senat hob daher das Urteil
auf. Die Sache wurde wegen
weiterer anderer Differenzen
zwischen den Parteien an die
Vorinstanz zurlick verwiesen
(X1 ZR 62/12).

Maogliche Trendwende bei der Befristungsrechtsprechung des BGH

Die Entscheidung des VIII. Zi-
vilsenates zur unwirksamen Be-
fristungsabrede ist in mehrfacher
Hinsicht beachtlich. Es darf ge-
spannt darauf gewartet werden,
ob der XIll. Zivilsenat sich in
Bezug auf Befristungsabreden in
Gewerbemietvertragen  hiervon
inspirieren l&sst. Immerhin ist
festzustellen, dass der XII. Zivil-
senat in den vergangenen Jahren
in vielfacher Hinsicht die Recht-
sprechung des VIII. Zivilsenates
nachzeichnet, soweit sich dies
nicht durch die Besonderheiten
der Wohnraum-bzw. Geschéafts-
raummiete verbietet (vgl. auch in

dieser Ausgabe Urteil vom
10.7.2013 zu den Betriebskos-
tenabrechnungen).

Beachtlich ist hier zundchst, dass
der BGH eine Regelungsliicke

annimmt. Ordnet doch das Ge-
setz im Falle einer unwirksamen
Befristungsabrede in § 575 Abs.
1 Satz 2 BGB ausdricklich an:
Andernfalls gilt das Mietver-
haltnis als auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Nein, so der VIII.
Zivilsenat, es bleibt eine Rege-
lungsliicke, weil die Parteien
einvernehmlich eine lange Bin-
dung von wenigstens 7 Jahren
haben wollten. Also holt er im
Wege der ergdnzenden Vertrags-
auslegung einen  befristeten
Kindigungsverzicht hervor.

Eine Parallele findet man im
Gewerberaummietrecht. Dort
wollen die Parteien durch die
Befristung und dem damit ver-
bundenen Ausschluss des or-
dentlichen Kundigungsrechts

eine dauerhafte Bindung des
Vertragspartners bewirken. Er-
forderlich ist nach der gesetzli-
chen Regelung hierfur die Ein-
haltung der Schriftform, wenn
die Bindefrist ein Jahr Uberstei-
gen soll, § 550 BGB. Wird die
Schriftform nicht eingehalten,
ordnet das Gesetz an: Wird der
Mietvertrag fur langere Zeit als
ein Jahr nicht in schriftlicher
Form geschlossen, so gilt er fur
unbestimmte Zeit.

In  stdndiger Rechtsprechung
betont der XII. Zivilsenat, dass
das Berufen auf eine fehlerhafte
Schriftform grundsétzlich nicht
treuwidrig ist und jede Partei
ihre ordentliche Kindigung hie-
rauf stitzen kénne (BGH NJW
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2004, 1103, BGH NJW 2006,
140, BGH NJW 2007, 3202).

Die Konsequenzen einer fehler-
haften Befristung finden sich
dennoch hier wie dort im Gesetz:
Das Mietverhaltnis gilt als auf
unbestimmten Zeit abgeschlos-
sen. Nahme der XIlI. Zivilsenat
nun die Argumentation des VIII.
Zivilsenates auf, dann lage im
Anschluss hieran eine Vertrags-
licke vor, die es zu schlieRen
gilt. Hier wie da wollten die
Parteien eine lange Vertragshin-
dung, die durch einen ordentli-
chen Ausschluss des Rechts zur
ordentlichen Kiindigung ausge-
schlossen werden kann.

Nur am Rande sei die stérende
Frage aufgeworfen, warum dies

WEG-Recht

SCHULTZE "z%
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moglich sein soll, nachdem der
BGH im Urteil vom 15.7.2009
(VI ZR 307/08, ZIV 2009, 60)
entschieden hat, dass ein befris-
teter Kindigungsausschluss nur
fir hochstens 4 Jahre vereinbart
werden kann. Begriindet wurde
dies mit einer unangemessenen
Benachteiligung des Vertrags-
partners nach § 307 BGB, wenn
und soweit die Befristung eine
vorformulierte Vertragsregelung
war. Dort gilt das Verbot der
geltungserhaltenden Reduktion,
so dass eine erganzende Ver-
tragsauslegung nicht in Betracht
kommt. Im hiesigen Wohnraum-
senatsfall wollte vor allem der
Mieter, aber wohl auch der
Vermieter die lange Bindung, so

dass eine individuelle Regelung
vorlag.

Vertragsparteien, denen  an
einem sicheren Vertrag gelegen
ist, sind daher gut beraten, bei
kiinftigen  Vertragsabschliissen
bei der Verwendung von Ver-
tragsmustern erst einmal die
Laufzeit offen zu lassen. Auf
diese Weise kann man hinsicht-
lich der Laufzeit aus dem AGB-
Anwendungsbereich  kommen.
Bei einem Paradigmenwechsel
des XII. Zivilsenates sichert man
sich so mdglicherweise auch in
der Zukunft ab, wenn der Ver-
tragspartner dann doch noch
einen Fehler in der Schriftform
finden sollte.

Zur Beschlusskompetenz der Gemeinschaft fir den Rauchwarnmeldereinbau

Entsprechend der in der Ham-
burgischen Bauordnung formu-
lierten Pflicht beschloss eine
Wohnungseigentimergemein-
schaft in Hamburg den Einbau
von Rauchwarnmeldern sowie
den Abschluss eines Wartungs-
vertrages hierfur.

Ein Wohnungseigentimer focht
den Beschluss — unter Fristver-
letzung — an. Das Amtsgericht
Hamburg erklérte den Beschluss
fir nichtig. Auf die Nichtigkeit
kann sich ein Eigentimer auch
nach Verstreichen der Anfech-
tungsfrist berufen. Das Gericht
vertrat die Auffassung, dass der
Gemeinschaft fiir eine entspre-

chende Regelung die Beschluss-
kompetenz fehle. Die Berufung
hiergegen hatte Erfolg. Das
Landgericht Hamburg kassierte
das amtsgerichtliche Urteil und
wies die Klage ab. Die Revision
zum BGH hatte keinen Erfolg.

Die Karlsruher WEG-Richter
flhrten in ihrem Urteil vom
8.2.13 aus, dass der Beschluss
von der Beschlusskompetenz der
Wohnungseigentimer  gedeckt
sei. Diese Rechtsfrage sei bis
dato umstritten. Die Uberwie-
gende Ansicht bejahe eine Be-
schlusskompetenz jedenfalls
dann, wenn eine Offentlich-
rechtliche Einbaupflicht statuiert
sei. Nach anderer Ansicht seien
entsprechende Beschllisse man-
gels Beschlusskompetenz der
Gemeinschaft nichtig.

Der BGH schloss sich der herr-
schenden Auffassung an. Die

Beschlusskompetenz sei unab-
héngig davon gegeben, ob sich
die offentlich-rechtliche Ver-
pflichtung an die einzelnen
Wohnungseigentimer, an die
Gesamtheit der Wohnungseigen-
timer oder die Wohnungseigen-
timergemeinschaft als Verband
richte. Die sachenrechtliche
Einordnung von Rauchwarnmel-
dern hindere die Annahme einer
Beschlusskompetenz nicht. Zwar
bestiinde fir Malnahmen am
Sondereigentum generell keine
Beschlusskompetenz der Woh-
nungseigentimer. Dies gelte
auch dann, wenn Offentlich-
rechtliche Vorschriften die Mal3-
nahmen erforderten. Rauch-
warnmelder, die aufgrund eines
Beschlusses der Wohnungs-
eigentumer angebracht worden
seien, stinden nicht im Sonder-
eigentum. Offen bleiben kénne
dabei die Rechtsfrage, ob es sich
auch um wesentliche Bestandtei-
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le oder um Zubeh6ér handele.
Seien Rauchwarnmelder wesent-
liche Bestandteile im Sinne von
§ 94 Abs. 2 BGB, folge dies
bereits aus § 5 Abs. 2 WEG.
Danach seien Teile des Gebau-
des, die flir dessen Bestand oder
Sicherheit erforderlich  seien,
nicht Gegenstand des Sonder-
eigentums, selbst wenn sie sich
im Bereich des Sondereigentums
befinden. Zu solchen Teilen
zahlten Rauchwarnmelder jeden-
falls dann, wenn sie gesetzlich
vorgeschrieben seien. Qualifizie-
re man die Rauchwarnmelder
nicht als wesentliche Bestandtei-
le, sondern als Zubehér im Sinne
von § 97 BGB, stinden diese
regelmaRig im Eigentum dessen,
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der die Anschaffung und Instal-
lation veranlasst habe. Bei
einem auf einem Beschluss der
Eigentlimer beruhenden Einbau
sei dies im Zweifel die Gemein-
schaft als Verband. Rauchwarn-
melder, die ein Wohnungseigen-
timer in seinen Raumen bereits
selbst angebracht habe, stiinden
bei einer Einordnung als Zube-
hor zwar in dessen Eigentum.
Die Wohnungseigentiimer seien
hierdurch aber nicht gehindert,
den Einbau von (neuen) Rauch-
warnmeldern zu beschlieRen.
Inwieweit sie bei der Beschluss-
fassung darauf Ricksicht neh-
men missten, dass einzelne
Eigentiimer ihrer Einbaupflicht
bereits nachgekommen seien, sei

eine Frage der ordnungsgeméfen
Verwaltung.

Der Einbau der Rauchwarnmel-
der sei zudem mit keinem unzu-
lassigen Eingriff in das Sonder-
eigentum verbunden. Befestigt
wdurden sie an den nach § 5 Abs.
2 WEG zwingend im Gemein-
schaftseigentum stehenden
Zimmerdecken. Der Wohnungs-
eigentimer habe den Zutritt zur
Wohnung zu dulden. Im Gegen-
zug gewéhre ihm das Gesetz im
Falle einer Schadigung einen
Anspruch auf Ersatz des Scha-
dens, § 14 Nr. 4 WEG (V_ZR
238/11).

Technische Anforderungen an Instandsetzungsmafinahmen der WEG

Uber den Streit der technischen
Anforderungen  von  Sanie-
rungsmafnahmen in einer Berli-
ner WEG entschied der BGH
letztinstanzlich mit Urteil vom
24.5.2013. Im Rahmen eines von
der Gemeinschaftsordnung zuge-
lassenen Ausbaus eines Tro-
ckenbodens  oberhalb  einer
Dachgeschosswohnung  wurden
echter Hausschwamm  sowie
weitere, holzzerstdrende Pilze
vorgefunden. Die Wohnungsei-
gentimerin  beauftragte einen
Bausachverstandigen mit der
Erstellung eines  Gutachtens.
Dieser empfahl eine Sanierung
nach DIN 68800 i.V.m. mit dem
WTA-Merkblatt Nr. 1-2-05/D
(im Folgenden nur noch DIN
68800).

Die  Wohnungseigentimerge-
meinschaft fasste daraufhin den
Beschluss, ein eigenes Gutach-
ten in Auftrag zu geben. Der
hierdurch beauftragte Sachver-
stdndige kam zu dem Ergebnis,
dass nur leichte Schaden der
Deckenkonstruktion  vorlagen,
die erheblich geringere Baumal3-

nahmen erforderten. Die Ge-
meinschaft fasste daraufhin meh-
rere Beschlusse, die auf eine
reduzierte  Sanierungsvariante
abzielten, gleichwohl aber bau-
technisch regelkonform erfolgen
sollten. Auf die Beschlussan-
fechtung hin hob das Amtsge-
richt die Beschlisse auf und traf
nach 8 21 Abs. 8 WEG eigen-
standig die Regelung, dass nach
DIN 68800 zu sanieren sei (sog.
Ersetzungsbeschluss). Die Beru-
fung hiergegen war erfolglos.

Auf die Revision hin wurden die
Urteile der Vorinstanzen kassiert
und die Sache zur erneuten Ver-
handlung zuriickverwiesen. Die
Karlsruher Richter bestétigten
das Berufungsgericht in der
Rechtsansicht, dass mit Blick auf
die Werterhaltung und die Ver-
kauflichkeit von Eigentumswoh-
nungen nur eine den allgemein
anerkannten Stand der Technik
sowie die Regeln der Baukunst
beachtende  Sanierung  den
Grundsétzen einer ordnungsge-
malken Verwaltung entspréche.
Dies trafe jedenfalls dann zu,

wenn wie vorliegend gravieren-
de Mangel gegeben seien. Da
DIN-Normen die Vermutung in
sich trligen, dass sie den Stand
der allgemein anerkannten Re-
geln der Technik wiedergében,
flhre dies im rechtlichen Aus-
gangspunkt dazu, dass solche
Sanierungen nur dann ordnungs-
gemaler Verwaltung entspré-
chen, wenn sie DIN-gerecht
durchgefuhrt wiirden.

Diese Vermutung konne jedoch
entkraftet werden. Nur wenn
dies geléange, bleibe das den
Wohnungseigentumern (§ 21
Abs. 3 WEG) bzw. dem Richter
(8 21 Abs. 8 WEG) eingeraumte
Gestaltungsermessen, eine von
den DIN-Normen abweichende
Sanierung durchzufuhren.

DIN-Normen seien keine
Rechtsnormen, sondern vielmehr
private technische Regelungen
mit Empfehlungscharakter, die
hinter den anerkannten Regeln
der Technik zurlick bleiben kén-
nen, weil sich die technische
Entwicklung vielfach schneller
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(2) Zu den wesentlichen Bestandteilen eines Gebäudes gehören die zur Herstellung des Gebäudes eingefügten
Sachen.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Teile des Gebäudes, die für dessen Bestand oder Sicherheit erforderlich sind, sowie
Anlagen und Einrichtungen, die dem gemeinschaftlichen Gebrauch der Wohnungseigentümer
dienen, sind nicht Gegenstand des Sondereigentums, selbst wenn sie sich im Bereich der
im Sondereigentum stehenden Räume befinden.
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Kommentar zu Text
(1) Zubehör sind bewegliche Sachen, die, ohne Bestandteile der Hauptsache zu sein, dem wirtschaftlichen
Zwecke der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu ihr in einem dieser Bestimmung entsprechenden
räumlichen Verhältnis stehen. Eine Sache ist nicht Zubehör, wenn sie im Verkehr nicht als Zubehör angesehen
wird.
(2) Die vorübergehende Benutzung einer Sache für den wirtschaftlichen Zweck einer anderen begründet nicht
die Zubehöreigenschaft. Die vorübergehende Trennung eines Zubehörstücks von der Hauptsache hebt die
Zubehöreigenschaft nicht auf.
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Kommentar zu Text
Jeder Wohnungseigentümer ist verpflichtet:
4. das Betreten und die Benutzung der im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile zu
gestatten, soweit dies zur Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums erforderlich ist; der hierdurch entstehende Schaden ist zu ersetzen.
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Kommentar zu Text
(3) Soweit die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums nicht durch Vereinbarung der Wohnungseigentümer geregelt ist, können die Wohnungseigentümer eine der Beschaffenheit des gemeinschaftlichen Eigentums entsprechende ordnungsmäßige Verwaltung durch Stimmenmehrheit beschließen.
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Kommentar zu Text
(8) Treffen die Wohnungseigentümer eine nach dem Gesetz erforderliche Maßnahme nicht, so kann an ihrer Stelle das Gericht in einem Rechtsstreit gemäß § 43 nach billigem Ermessen entscheiden, soweit sich die Maßnahme nicht aus dem Gesetz, einer Vereinbarung oder einem Beschluss der Wohnungseigentümer ergibt.



vollzge, als die DIN-Normen
dies inhaltlich nachvollziehen
konnten.

Die Beklagten hatten bereits in
der Berufungsschrift darauf hin-
gewiesen, dass neuere, flir den
Sanierungsaufwand entschei-
dende biologische Erkenntnisse
tiber Holzschédlinge den Sanie-
rungsaufwand verdndert héatten,
so dass die DIN nicht mehr den
technischen Mdglichkeiten ent-
sprache. Fur diese Darstellung
sei Sachverstandigenbeweis
angeboten worden. Das Beru-
fungsgericht sei diesem Beweis-
antritt nicht nachgegangen, son-
dern habe hiertiber selbst ent-
schieden. Zwar konne ein Ge-
richt von der an sich erforderli-
chen Einholung eines Sachver-
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standigengutachtens bei Vorlie-
gen eigener Sachkunde absehen.
Das setze jedoch voraus, dass
die Sachkunde des Gerichts den
Parteien vor der Entscheidung
bekannt gemacht und zudem im
Urteil im Einzelnen dargelegt
wiirde (BGH-Urteil vom
21.3.2000, VI ZR 158/99). Die-
sen Erfordernissen habe das
Berufungsgericht nicht genigt,
weshalb das Urteil aufzuheben
und die Sache zur weiteren Ver-
handlung zurlick zu verweisen
sei. Zu beachten sei fur das wei-
tere Verfahren, dass die Be-
schlussersetzung nach § 21 Abs.
8 WEG in die Privatautonomie
der Wohnungseigentiimer ein-
greife, weshalb das Gericht in-
soweit nur MaRnahmen anord-
nen durfe, die fir einen effekti-

ven Rechtsschutz  unbedingt
notwendig seien. Es sei daher
stets zu prifen, ob und ggf. auf
welche Weise es den Woh-
nungseigentimern  ermdglicht
werden konne, noch selbst in
eigener Regie eine Entscheidung
zu treffen. Dabei gentiige es in
der Regel, wenn das Gericht
nach § 21 Abs. 8 WEG die ent-
scheidende Richtung — hier die
Art der Sanierung — vorgebe. Sei
dagegen zudem die Konkretisie-
rung — hier die Art der Sanierung
— im Streit, sei der Ersetzungs-
beschluss detaillierter zu fassen,
so dass insoweit fur den zur
Umsetzung berufenen Verwalter
klar sei, welche konkreten Maf3-
nahmen zu veranlassen seien (V
ZR 182/12).

Videouiberwachung in WEG-Wohnanlage in strengen Grenzen zuléssig

In einer Berliner Wohnanlage
wurde im Madrz 2008 an dem
frisch renovierten Eingangsbe-
reich des Gebdudes ein Farban-
schlag veribt. Unter Zustim-
mung der spateren Klédgerin
wurde daraufhin im Mai 2008
die Installation einer Video-
tiberwachungskamera beschlos-
sen. In dem Beschluss wurde
bestimmt, dass die Videodaten
durch ein zertifiziertes Unter-
nehmen ausgelesen werden dirf-
ten, wenn drei Eigentimer eine
Straftat meldeten. Dem Protokoll
ist der Wunsch zu entnehmen,
dass die Uberwachung eine tem-
porére MalRnahme darstelle. Mit
Hilfe der Videoaufzeichnung
konnte im Folgenden ein Fahr-
raddiebstahl aufgeklart werden.

Auf der Eigentimerversamm-
lung vom 28.5.2010 wurde der
Antrag einer Wohnungseigen-
timerin, die  Videolberwa-
chungsanlage wieder abzubauen,
abgelehnt. Dabei wurde im Pro-
tokoll auch festgehalten, dass

der Vorteil der Videoliberwa-
chungsanlage auch darin gese-
hen werde, einen Uberblick we-
gen Prostitution und bordellarti-
gem Betrieb zu haben. Die
Wohnungseigentimerin  focht
den Beschluss an und verlangte
die Zustimmung der Miteigen-
timer zur Entfernung der Video-
anlage. Die Klage wurde in den
ersten beiden Instanzen abge-
wiesen. Der BGH hob die Urtei-
le auf und gab der Klage statt
(Urteil vom 24.5.2013).

Der BGH flhrte in seinem Urteil
aus, dass der Einbau einer Vi-
deoanlage zur Uberwachung von
Teilen des Gemeinschaftseigen-
tums grundsatzlich zulassig sei,
wenn die Uberwachung durch
die Gemeinschaft erfolge und
die Voraussetzungen von § 6b
BDSG eingehalten seien.

Nach der Rechtsprechung des
BGH kdnne die Herstellung von
Filmaufzeichnungen einer Per-
son auch in 6ffentlich zugangli-

chen Bereichen einen unzuldssi-
gen Eingriff in das allgemeine
Personlichkeitsrecht des Betrof-
fenen darstellen. Dies gelte auch
dann, wenn keine Verbreitungs-
absicht bezuglich des Filmmate-
rials bestiinde.

Ob ein derartiger rechtswidriger
Eingriff anzunehmen sei, ergéabe
eine Wirdigung aller Umstande
des Einzelfalles und eine die
verfassungsrechtlich geschiitzte
Positionen der Beteiligten be-
ricksichtigende Guter- und Inte-
ressenabwagung  (BGH-Urteil
vom 25.4.1995, NJW 1995,
1957). Da der Einzelne grund-
satzlich selbst entscheiden dirfe,
wann und innerhalb welcher
Grenzen er personliche Lebens-
sachverhalte oder Daten offenba-
re, missten bei der Installation
von Anlagen der Videoliberwa-
chung auf einem Privatgrund-
stiick mehrere Grenzen beachtet
werden. So misse sichergestellt
sein, dass weder der angrenzen-
de offentliche Bereich, noch
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Einrichtungen
(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen Einrichtungen
(Videoüberwachung) ist nur zulässig, soweit sie
1. zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen,
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder
3. zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für konkret festgelegte Zwecke erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen.
(2) Der Umstand der Beobachtung und die verantwortliche Stelle sind durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen.
(3) Die Verarbeitung oder Nutzung von nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. Für einen anderen Zweck dürfen sie nur verarbeitet oder genutzt werden, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die staatliche und öffentliche Sicherheit sowie zur Verfolgung von Straftaten erforderlich ist.
(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet, ist diese über eine Verarbeitung oder Nutzung entsprechend den §§ 19a und 33 zu benachrichtigen.
(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegenstehen.




benachbarte  Privatgrundstucke
oder der gemeinsame Zugang zu
diesen von den Kameras erfasst
wirden, sofern nicht ein das
Personlichkeitsrecht der Betrof-
fenen Uberwiegendes Interesse
des Betreibers der Anlage im
Rahmen der Abwdagung festzu-
stellen sei (BGH Urteil vom
16.3.2010, VI ZR 176/09). Diese
Rechtsprechung habe der Senat
auf das Verhéltnis der Woh-
nungseigentlimer untereinander
Ubertragen (Urteil vom 8.4.2011,
V ZR 210/10, ZIV 2011, 28).

Eine Videolberwachung ist da-
nach zulassig, wenn das Uber-
wachungsinteresse der Gemein-
schaft gegenuber dem Interesse
des einzelnen Wohnungseigen-
timers oder eines Dritten, dessen
Verhalten mitiiberwacht werde,
Uberwiege. Ferner misse die
Ausgestaltung der Uberwachung
inhaltlich und formell dem
Schutzbereich des Einzelnen
ausreichend Rechnung tragen.

In Anlehnung an & 6b BDSG sei
der Betrieb einer Videolber-
wachung unter Aufsicht und

Nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 WEG
muss der Gesamtwirtschaftsplan
die voraussichtlichen Einnahmen
und Ausgaben der Verwaltung
der Immobilie enthalten. Der
BGH hatte sich im Urteil vom
7.6.2013 mit der Rechtsfrage zu
befassen, ob es fir einen form-
gerechten Wirtschaftsplan auch
erforderlich ist, die voraussicht-
lichen Hausgeldzahlungen anzu-
geben. Der Verwalter hatte die
voraussichtlichen Kosten ange-
setzt und hiervon die voraus-
sichtlichen Einnahmen mit Aus-
nahme der Hausgelder abgezo-
gen, um den Bedarf an Beitrags-
leistungen der Wohnungseigen-
timer zu ermitteln.
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Regie der Gemeinschaft zulds-
sig, wenn ein berechtigtes —
konkret und verbindlich festzu-
legendes — Gemeinschaftsinte-
resse gegentber dem Interesse
des Einzelnen Uberwiege. Dies
sei zur Vermeidung und Aufkla-
rung von Straftaten gegeben.

Ferner misse der Umfang fest-
gelegt und auf das Notwendige
beschrénkt sein. So kdnne eine
Uberwachung im Eingangsbe-
reich zulassig sein. Eine Uber-
wachung des gesamten Treppen-
hauses  einschlielich ~ Woh-
nungstiren aber nicht (vgl. LG
Minchen, ZWE 2012, 233).
Auch der Umfang der Aufzeich-
nungen, die Dauer ihrer Aufbe-
wahrung und der Zugriff hierauf
mussten im Beschluss verbind-
lich festgelegt werden, wobei
auch hier die Grenzen nicht be-
liebig ausgestaltet werden dirf-
ten. So sei ein genehmigter Zu-
griff durch Strafverfolgungsbe-
horden jedenfalls zuldssig, ein
solcher durch einzelne Woh-
nungseigentiimer jedenfalls un-
zuldssig.

BGH zum Gesamtwirtschaftsplan

Der V. Zivilsenat entschied, dass
dies ein zulassiges Mittel sei, um
den Finanzierungsbedarf der
Gemeinschaft zu berechnen.
Daher missten die voraussichtli-
chen Hausgeldeinnahmen nicht
noch einmal gesondert im Plan
ausgewiesen werden. Dem Ge-
setz sei namlich nicht zu ent-
nehmen, wie der Ausweis der
notwendigen Hausgeldzahlungen
zu erfolgen habe.

Der Verwalter sei insoweit in der
Darstellung sehr frei. Die gesetz-
liche Regelung gebe keine kon-
krete Form der Gestaltung des
Wirtschaftsplanes vor. Die in
den 8§ 238 ff. HGB normierten

Im konkreten Fall geniigte der
Beschluss diesen Anforderungen
nicht. Der BGH verpflichtete
daher die Beklagten, die Video-
anlage zu entfernen. Wie das
Protokoll der letzten Versamm-
lung erkennen lasse, weitete die
Gemeinschaft ~die  Uberwa-
chungszwecke schleichend aus.
Die Anlage diente nicht mehr
nur allein dem Zweck, kriminel-
le Handlungen aufzuklaren und
zu vermeiden, sondern auch die
Ausiibung der Prostitution zu
Uberwachen. Die schutzwirdi-
gen Interessen der Kldgerin an
der Wahrung ihrer Privatsphare
seien formlich nicht mehr abge-
sichert und auch tatséchlich
schleichend gefahrdet. Auch
seien die Zwecke der Uberwa-
chung im Erstbeschluss nicht
hinreichend eindeutig fixiert.
Gleiches gelte fur den Zugriff
auf die Videoaufzeichnung.
Auch fehle eine Festlegung, fiir
welche Zwecke die Aufzeich-
nungen durch wen verwendet
werden dirften (V_ZR 220/12).

Vorschriften iber die Handelbii-
cher, insbesondere die Uber die
Aufstellung einer Bilanz und
einer Gewinn- und Verlustrech-
nung seien nicht anwendbar, da
die Gemeinschaft kein Kauf-
mann im Sinne von 88 1 ff HGB
sei. Geboten sei daher lediglich
eine fiir den Wohnungseigenti-
mer nachvollziehbare Darstel-
lung, die sich an der Funktion
des Wirtschaftsplanes ausrichte.

Daher koénne i.d.R. davon ausge-
gangen werden, dass die aus
dem Wirtschaftsplan ersichtliche
Deckungslicke zwischen den
voraussichtlichen Ausgaben und
den sonstigen Vermogenszuflis-
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(1) Der Verwalter hat jeweils für ein Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan aufzustellen. Der Wirtschaftsplan enthält:
1. die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben bei der Verwaltung des
gemeinschaftlichen Eigentums;



sen der Gemeinschaft — die ent-
weder ausdriicklich als Summe
genannt werde oder sich durch
Addition der einzelnen Posten
ermitteln lieBe — durch die Be-
lastung der Wohnungseigenti-
mer mit Hausgeldvorschiissen
ausgeglichen werden solle. Fur
den einzelnen Wohnungseigen-
timer koénnten — auch wenn er
nur die Hohe des auf ihn entfal-
lenden Hausgeldes erfahre —
keine vernlnftigen Zweifel da-
ran bestehen, dass nicht nur er,
sondern auch die anderen Woh-

SHLIES

nungseigentiimer nach den in
dem Wirtschaftsplan erlduterten
Verteilungsschlisseln  belastet
wirden und das Kostende-
ckungsprinzip gewahrt werde.

Die Mitteilung der auf die ande-
ren Wohnungseigentiimer kon-
kret entfallenden Hausgeldvor-
schiisse sei daher nicht erforder-
lich. Dies gelte auch im Fall der
dauernden  Uneinbringlichkeit
dieser Forderungen. Die Ein-
nahmenseite diirfe in diesem Fall
nicht gekirzt werden, da dies

nicht zu einer ausgeglichenen
Liquiditatsplanung fihren wir-
de. Vielmehr musse ach ein in-
solventer Wohnungseigentliimer
in den Wirtschaftsplan einbezo-
gen werden, da er andernfalls
nicht zur Zahlung des Hausgel-
des verpflichtet wiirde. Die Un-
einbringlichkeit von Hausgel-
dern sei vor diesem Hintergrund
ausgabenerhéhend zu beriick-
sichtigen und miusse sich aus
dem Gesamtwirtschaftsplan
ergeben (V ZR 211/12).

Erbenhaftung bei Wohngeldschulden

Der Erbe haftet als Gesamt-
rechtsnachfolger fiir die Nach-
lassverbindlichkeiten grundsatz-
lich unbeschrankt, § 1967 BGB.
Ein nach Annahme der Erbschaft
gegen den Erben erwirkter Voll-
streckungstitel kann daher auch
dazu verwendet werden, unbe-
schrankt in dessen personliches
Vermdgen zu vollstrecken. Die
Haftung des Erben ist jedoch nur
eine vorldufige. Er kann noch im
Rechtsstreit seine Haftung auf
den Nachlass beschranken, § 780
ZPO.

Da der Erbe bei Immobilien
Eigentlimer wird, war bei
Wohngeldschulden in der Ver-
gangenheit streitig, ob und ab
wann Wohngeldschulden Nach-
lassverbindlichkeiten sind, flr
die der Erbe ggf. nur beschrénkt
haftet oder ob er fir sie unbe-
schrénkt wie jeder andere Eigen-
timer auch haftet. Mit dieser
Abgrenzungsfrage beschéaftigte
sich der BGH im Urteil vom
5.7.2013.

Die beiden Erben wurden im Juli
bzw. August 2008 als Eigenti-
mer im Grundbuch eingetragen.
Hausgeldbeitrdge leisteten sie
anschlieend nicht. Die Woh-

nungseigentiimergemeinschaft
klagte schlieBlich  Wohngeld-
schulden fur die Jahre 2008 bis
2010 ein. Das Amitsgericht
Wouppertal verurteilte die beiden
Erben zur Zahlung von rund
11.000 € unter Beschrankung der
Haftung auf den Nachlass (§ 780
ZPO). Das LG Dusseldorf hob
die Haftungsbeschrankung in der
Berufungsinstanz  unter  Auf-
rechterhaltung des amtsgerichtli-
chen Urteils im Ubrigen auf. Der
BGH wiederum hob das landge-
richtliche Urteil auf.

In den Entscheidungsgriinden
fuhrte er aus, dass es fur die
Frage der RechtmaRigkeit des
Haftungsvorbehaltes darauf an-
kdme, ob Nachlassverbindlich-
keiten oder Eigenverbindlichkei-
ten des Erben vorldgen. Es sei in
Rechtsprechung und Rechtslehre
umstritten, ob die Hausgeldver-
bindlichkeiten, die nach dem
Erbfall fallig wirden, Nachlass-
verbindlichkeiten oder (auch)
Eigenverbindlichkeiten des
Erben seien. Nach einer Auffas-
sung stellten sie reine Nachlass-
verbindlichkeiten dar, weil sie
nicht auf dem freien Entschluss
des Erben, eine Verbindlichkeit
neu zu begrinden, beruhten,

sondern auf dem Entschluss des
Erblassers, Wohneigentum zu
erwerben. Uberwiegend werde
diese Ansicht dahingehend mo-
difiziert, dass dann, wenn der
Erbe zu erkennen gebe, dass er
die Wohnung fir sich behalten
wolle, eine Eigenverbindlichkeit
des Erben entstiinde, flr die er
mit seinem eigenen Vermdgen
voll hafte.

Eine andere Meinung differen-
ziere danach, ob die Hausgeld-
schulden ihre Grundlage in
einem bereits vor dem Erbfall
gefassten Beschluss der Woh-
nungseigentimer hatten, oder
auf einem erst danach gefassten
Beschluss beruhe.

Der V. Zivilsenat entschied die
Streitfrage nun dahingehend,
dass eine Eigenverbindlichkeit
dann vorliegt, wenn die Haus-
geldverbindlichkeiten nach dem
Erbfall fallig werden oder nach
dem Erbfall durch Beschluss der
Gemeinschaft begriindet wirden.
Weitere Voraussetzung sei fer-
ner, dass der Erbe die Erbschaft
angenommen habe oder er die
Ausschlagungsfrist ~ ungenutzt
verstreichen lieB und ihm fak-
tisch die Madoglichkeit eroffnet
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(1) Der als Erbe des Schuldners verurteilte Beklagte kann die Beschränkung seiner Haftung nur geltend machen,
wenn sie ihm im Urteil vorbehalten ist.
(2) Der Vorbehalt ist nicht erforderlich, wenn der Fiskus als gesetzlicher Erbe verurteilt wird oder wenn das Urteil
über eine Nachlassverbindlichkeit gegen einen Nachlassverwalter oder einen anderen Nachlasspfleger oder
gegen einen Testamentsvollstrecker, dem die Verwaltung des Nachlasses zusteht, erlassen wird.


Schultze
Kommentar zu Text
(1) Der Erbe haftet für die Nachlassverbindlichkeiten.
(2) Zu den Nachlassverbindlichkeiten gehören außer den vom Erblasser herrührenden Schulden die den Erben als solchen treffenden Verbindlichkeiten, insbesondere die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtnissen und Auflagen.



sei, die Wohnung zu nutzen.
Dabei stellte der BGH klar, dass
das Merkmal der Wohnungsnut-
zung sehr weit gefasst sei. Hie-
runter falle die Eigennutzung
genauso, wie die Vermietung
oder die Aufrechterhaltung der
Vermietung, der Verkauf oder
sonstige Ziehungen von Nutzun-
gen, ja sogar das willentliche
leer stehen lassen falle hierunter.
Auch dieser Verfahrensweise
liege eine Entscheidung des
Erben zugrunde. Nur — in von
dem Erben darzulegenden und

Baurecht

SCHULTZE "z%
ecnisanwAii: W

zu beweisenden — Ausnahmefal-
len sei ein passives Verhalten
des Erben im Hinblick auf eine
zum Nachlass gehdrende Eigen-
tumswohnung nicht als eine die
Eigenhaftung begriindende
Malnahme der Verwaltung zu
qualifizieren. Das sei beispiel-
weise der Fall, wenn der Erbe
aufgrund einer Belastung der
Wohnung mit einem Wohnrecht
fir einen Dritten keine Hand-
lungsoptionen im Hinblick auf
die Nutzung der Wohnung habe
und zudem keine Nutzungen aus

ihr zoge und auch nicht ziehen
konne. Sobald er aber an Be-
schlussen der Eigentlimerver-
sammlung mitwirke, liege auch
in dieser Konstellation ein Ver-
waltungshandeln des Erben.

Da diese Abgrenzung in den
Vorinstanzen nicht bertcksich-
tigt werden konnte, verwies der
BGH die Sache zur erneuten
Verhandlung zurick (V__ZR
81/12).

Falsche Parteibezeichnung bei Einleitung des selbstandigen Beweisverfahrens

Eine  Wohnungseigentimerge-
meinschaft leitete am 5.4.2007
als verjahrungshemmende MaR-
nahme ein selbstandiges Be-
weisverfahren wegen Bauman-
geln an der Wohnanlage ein. Die
Antragstellerin war bezeichnet
mit ,, WEG-B-StralRe 4 in Leipzig
(Name aller Eigenttimer siehe
Liste Anlage A1), vertreten
durch den WEG-Verwalter®. Der
Antrag wurde formlos zugestellt.
Der Verwalter hatte sich zuvor
von allen Eigentimern eine
Vollmacht erteilen lassen, die
dem Antrag auch beigefligt wor-
den war. Gut zwei Monate spéter
genehmigten die Wohnungs-
eigentimer die Durchfiihrung
des selbstandigen Beweisverfah-
rens mit Beschluss vom
23.6.2007. Daneben wurde be-
schlossen, notfalls auch im An-
schluss Klage einzureichen. Die

Klageerhebung erfolgte rund ein
Jahr spater. Die Beklagte wandte
die Einrede der Verjahrung ein.

Das Landgericht Leipzig gab der
Klage statt. Auf die Berufung
zum Oberlandesgericht wurde
das Urteil aufgehoben und die
Klage abgewiesen. Der Bundes-
gerichtshof hob wiederum das
Urteil des Oberlandesgerichts
Dresden auf und stellte das land-
gerichtliche Urteil wieder her.

Der fiir Bausachen zustindige
VII. Zivilsenat stellte im Urteil
vom 20.6.2013 fest, dass dem
Berufungsgericht noch in der
Ansicht zu folgen sei, dass der
teilrechtsfahige Verband, also
die Wohnungseigentiimerge-
meinschaft mangels materieller
Berechtigung keine Hemmung
der Verjahrung durch Einleitung
eines selbstdndigen Beweisver-
fahrens habe herbeifiihren kon-
nen. Eine hierflr erforderliche
Prozessstandschaft ~ zugunsten
des Verbandes konne nur durch
eine vorherige Beschlussfassung
hergestellt werden, die indessen
erst nach der Antragseinreichung

erfolgt sei. Richtig sei auch, dass
die Genehmigung des Verwal-
terhandelns keine Ruckwirkung
zukomme, sondern nur ex nunc
wirke (BGHZ 46, 221, 229).

Diese Feststellungen genlgten
indessen dem BGH nicht. Er
monierte, dass das Oberlandes-
gericht versaumt habe, den An-
trag auf Durchfiihrung des selb-
standigen Beweisverfahrens
auszulegen. Der Antrag sei ob-
jektiv mehrdeutig gewesen. Die
Partei sei zwar mit dem Namen
des teilrechtsfédhigen Verbandes
bezeichnet worden. Uberflissig
fir diesen Antrag war es dann
aber, die Namen aller Eigenti-
mer zu benennen und deren
Vollmachten vorzulegen. Der
mit der Klage oder Antragsstel-
lung bezweckte Erfolg dirfe
nicht an der fehlerhaften Be-
zeichnung der Partei scheitern,
wenn im Ubrigen keine Zweifel
an dem wirklich Gewollten be-
stehen konnten und alle Erfor-
dernisse im Ubrigen gegeben
seien. Grundsétzlich sei davon
auszugehen, dass eine Prozess-
partei mit ihrer Prozesshandlung
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das bezwecke, was nach den
MaRstdben der Rechtsordnung
vernunftig sei und ihrer Interes-
senlage entspreche (Urteil vom
5.4.2001, VII ZR 135/00, BGHZ
146, 298, 310). Es sei daher
davon auszugehen, dass der
WEG-Verwalter im Namen der

SCHULTZE "z%
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Rechtsinhaber den Antrag auf
Durchfihrung eines selbstandi-
gen Beweisverfahrens gestellt
und damit die Verjahrung ge-
hemmt habe.

Die fehlende formliche Zustel-
lung des Antrages sei zudem

nach der Rechtsprechung des
BGH unschadlich (BGH-Urteil
vom 27.1.2011, VII ZR 186/09).
Die Anspriiche der Gemein-
schaft seien daher nicht verjahrt
gewesen, als die Klage einge-
reicht wurde (V11 ZR 71/11).

Vergessenes Ankreuzen in Vertragsformular

Ein Auftraggeber schloss einen
VOB-Werkvertrag mit einem
anderen Unternehmen. Unter der
Rubrik  Vertragsstrafe  wurde
handschriftlich die prozentualen
Hochstgrenzen mit ,,0,1¢  (je
Werktag) und 5 (von der Ge-
samtauftragssumme)  eingetra-
gen. Der Bereich des Vertrags-
musters mit der Vertragsstrafen-
vereinbarung an sich, fiir das ein
Ankreuzkastchen  vorgesehen
war, wurde indessen nicht ange-
kreuzt. LG und OLG Kaoéln er-
achteten dies als unbeachtlich,
weil das Ausfillen der Prozent-
zahlen keinen Sinn gemacht
hatte, wenn man nicht auch die
Vertragsstrafe hétte vereinbaren

Veranstaltungen

wollen. Das fehlende Kreuz im
Ankreuzkastchen sei nur verges-
sen worden, ohne dass dem ein
Erklarungswert beizumessen sei.

Das sah der fur Bausachen zu-
stdndige VII. Zivilsenat beim
BGH anders. Truge der Klausel-
verwender Prozentzahlen ein
und fille das Ankreuzfeld nicht
aus, konne es sich um die bloRe
Vorbereitung einer etwaigen
Vertragsstrafenvereinbarung

handeln. Ein solches Verstand-
nis sei nicht unsinnig oder wi-
derspriichlich wie das Beru-
fungsgericht meine. Wahle der
Klauselverwender eine entspre-
chende Formulargestaltung,

WEG-Fischen-Tagung vom 23. bis 25.10.2013:

misse er sich grundsatzlich da-
ran messen lassen und dafir
sorgen, dass das vorgesehene
Feld angekreuzt werde, wenn er
dessen Inhalt als gultig behan-
delt wissen wolle. Der Vorbehalt
der Vertragsstrafe im Abnahme-
protokoll verlange keine andere
Beurteilung. Denn der Vorbehalt
sorge nur dafur, dass der Auf-
traggeber seinen Anspruch nicht
verlore, er konne ihn hierdruch
indessen nicht begriinden. Viel-
mehr setze der Vertragsstrafen-
vorbehalt eine wirksame Ver-
tragsstrafenvereinbarung voraus,
Urteil vom 20.6.2013 (VII _ZR
82/12).

Verwaltung durch die Gemeinschaft — Funktion, Aufgaben und Haftung des Verwalters

Programm:

Mittwoch, 23. Oktober 2013

12.00 — 14.00 Uhr Empfang und Eréffnung der Fachausstellung

14.00 — 14.15 Uhr BegriiBung

Dr. iur. h.c. Steffen Heitmann, Staatsminister a.D., Prasident des ESWIiD; Burgermeister Edgar Rélz

14.15 — 14.45 Uhr Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums durch die Gemeinschaft
— Die Gemeinschaft als Verband: ein weiteres Verwaltungsorgan?
— Gemeinschaftsbezogene Pflichten — § 10 Abs. 6 Satz 3 WEG

— Handeln des Verbandes durch Eigentiimer und Verwalter

Univ.-Prof. Dr. Christian Armbrister, Berlin
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14.45 — 15.00 Uhr Diskussion

15.00 — 15.30 Uhr Wahrnehmung der Verkehrssicherungspflichten

— Verkehrssicherungspflichten fiir das Gemeinschafts- und Sondereigentum

— Wahrnehmung durch die Gemeinschaft, den Verwalter und/oder Eigentimer
— Ubertragung von Verkehrssicherungspflichten

— Beschlusskompetenz

— Tatige Mithilfe durch Wohnungseigentimer

Wolfgang Détsch, RiIOLG, KoIn

15.30 — 15.45 Uhr Diskussion
15.45 — 16.30 Uhr Kaffeepause — Kennenlernen — Gespréache

16.30 — 17.00 Uhr Wahrnehmung von Instandhaltung und Instandsetzungspflichten
— Abnahme vom Bautrager

— Erflllung 6ffentlich-rechtlicher Anforderungen

— Modernisierungsankiindigung gem. § 555c BGB

— Zahlungspflichten

— Wahrnehmung durch die Gemeinschaft und/oder den Verwalter

— Ubertragung auf Dritte

Dr. Oliver Elzer, RIKG, Berlin

17.00 — 17.15 Uhr Diskussion

17.15 - 17.35 Uhr Wahrnehmung 6ffentlicher Abgabenpflichten

— Offentlich-rechtliche Lasten und Abgabenpflichten — bezogen auf Grundstiick und Wohnungseigentum
— Wahrnehmungsbeschluss erforderlich?

— Haftung der Wohnungseigentiimer — Erflllungsiibernahme durch die Gemeinschaft

— Wirtschaftsplan und Jahresrechnung
Prof. Dr. Matthias Becker, FH fiir Rechtspflege NRW,
Bad Minstereifel

17.35 — 17.45 Uhr Diskussion

17.45 Uhr Ende

Donnerstag, 24. Oktober 2013

09.00 — 09.15 Uhr Biblisches Wort zum Tag in der ev. Kirche Fischen
Pfarrer Helmut Klaubert

09.45 - 10.15 Uhr Pflicht zur Ansammlung einer Instandhaltungsrickstellung

— Instandhaltungsrickstellung (IRS) — Aufgaben und Befugnisse von Gemeinschaft und Verwalter

— Aufstellung/Beschluss des Wirtschaftsplanes — Beitragsleistung zur IRS — Angemessenheit der IRS
— Finanzierung aus IRS oder durch Umlage/Kredit

— Spekulative Anlage der IRS

Dr. Georg JenniRen, RA, Kdln, Lehrbeauftragter

an der Universitat Munster

10.15 — 10.30 Uhr Diskussion

10.30 — 11.00 Uhr Ansammlung weiterer Riicklagen?

— Heizkostenriicklage kraft Gesetzes? Folgen der BGH-Rechtsprechung

— Mehrere Ricklagen fiir andere Zwecke, z. B. Liquiditatsvorsorge, mehrjahrige Sanierung
— Eine Rucklage fur mehrere Zwecke — Beschlusskompetenz

— Entnahme aus der IRS — zweckwidrige Verwendung

Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter, Hochschule WR, Berlin

11.00 — 11.15 Uhr Diskussion
11.15 - 11.45 Uhr Kaffeepause — Kennenlernen — Gespréche

11.45 - 12.15 Uhr Verantwortlichkeit der Gemeinschaft fir Verwalter und Wohnungseigentiimer
— Haftung der Gemeinschaft fir den Verwalter
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— Haftung flr Wohnungseigentiimerversammlung
— Wohnungseigentiimer zahlen keine Beitrage

— Verzogerte Instandsetzungsmafnahmen
Univ.-Prof. Dr. Florian Jacoby, Universitat Bielefeld

12.15 - 12.30 Uhr Diskussion

12.30 — 13.00 Uhr Regressanspriiche der Gemeinschaft gegen Verwalter und Wohnungseigentiimer

— Rechtsgrundlagen

— Mitwirkendes Verschulden von Verwalter und Wohnungseigentimer
— Versicherung des Haftpflichtrisikos

Prof. Dr. Wolf-Rudiger Bub, RA, Miinchen

13.00 — 13.15 Uhr Diskussion
13.15 — 14.30 Uhr Mittagspause

Praktische Fragen zum Verwalterwechsel — Moderation:
Sabine Kuhla, Vors. RiinLG, Berlin

14.30 - 15.00 Uhr Nachwirkende Pflichten des ausgeschiedenen Verwalters
— Rechnungslegung - Wirtschaftsplan

— Herausgabe von Unterlagen

— Herausgabe Verwaltungsvermégen (gemeinschaftliche Gelder etc.)

— Information der WEer/des neuen Verwalters Uiber aktuelle Probleme

— Verantwortlichkeit/Haftung des bisherigen Verwalters

— Vorbereitung der Abwehr von Anspriichen der Gemeinschaft

Dr. Michael Casser, RA, Kdln, Vorstandsvorsitzender des Verbands

der nordrhein-westféalischen Immobilienverwalter (VNWI)

15.00 — 15.15 Uhr Diskussion

15.15 — 15.45 Uhr Aufgaben des neuen Verwalters nach Ubernahme einer Verwaltung
— Technische Priifungen — Erstbegehung

— Technische Unterlagen (Wartungsbicher/Brandschutz)
— Ubernahme und Priifung tibergebener Unterlagen

— Kontrolle des Verwaltungsvermégens

— Kontrolle der Vertrage

— Rechnungslegung/Jahresabrechnung durch Vorverwalter
— Information der Wohnungseigentiimer/Beirat

— Notwendige MaRhahmen gegen bisherigen Verwalter

— Verantwortlichkeit/Haftung des neuen Verwalters

Daniela Scheuer, RAIn, KoIn

15.45 — 16.00 Uhr Diskussion

16.00 — 16.20 Uhr Datensicherheit und Datenschutz bei Verwalterwechsel
— Elektronisches Beschlussbuch
— Datentibergabe an neuen Verwalter

— Gespeicherte Daten l6schen, Nachweise usw.
Dr. Stefan Brink, Ministerialrat, Ellern

16.20 — 17.00 Uhr Fragen und Antworten der Teilnehmer: Abschlussdiskussion mit dem Plenum
Sabine Kuhla, Vors. RiinLG, Berlin

Freitag, 25. Oktober 2013
Recht aktuell

09.00 — 10.30 Uhr Die aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Wohnungseigentumsrecht
Prof. Dr. Jurgen Schmidt-Réantsch, Richter am BGH,

Karlsruhe

10.30 — 11.00 Uhr Diskussion

11.00 — 11.20 Uhr Kaffeepause — Gesprache
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11.20 — 11.40 Uhr MietRAndG und bauliche ModernisierungsmaRnahmen

- 8§22 WEG
— Anderung des § 22 WEG
— Modernisierungsbegriff

— Auswirkungen auf Beschlussfassung

Ruth Breiholdt, RAin, Hamburg

11.40 — 11.50 Uhr Diskussion
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11.50 — 12.10 Uhr Verwalter und Grundbuch

— Gesetzentwurf zur Einflihrung eines Datenbankgrundbuchs
— Bedeutung: Eigentimerwechsel — Lasten- und Kostentragung, Ladung zur Eigentimerversammlung
— Eintragung des Verwalters im Grundbuch?

— Recht des Verwalters zur Grundbucheinsicht?

— Ausblick: Das digitale Grundbuch

Prof. Wolfgang Schneider, Dipl.-Rechtspfleger, Berlin

12.10 — 12.20 Uhr Diskussion

12.20 Uhr Verabschiedung der Teilnehmer

Dr. iur. h.c. Steffen Heitmann

Moderation wéahrend der Fachgesprache:

Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Werner Merle, Rechtsanwalt, Berlin

Anzeigen

Immobilienfachwirt (38) in ungekindigter Posi-

tion,

mit ausgepragter unternehmerischer Denk-

weise und langjahriger Berufserfahrung in der
Verwaltung, Vermietung, Personalfihrung, Organi-
sation und Steuerung sucht einen anspruchsvol-
len neuen Wirkungskreis als Niederlassungsleiter
oder eine vergleichbare Position im Raum Leipzig-

Dresden-Chemnitz. Kontakt unter

oder immojob-2013@t-online.de

0178-3421949

Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische Bun-
desamt Uberarbeitet dabei auch
die statistischen Werte der letz-
ten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtréglich ermittelten, geén-
derten Verbraucherverhaltens.

Vorstehende Darstellungen be-
ziehen sich auf Vertrdge mit
Indexanpassung seit dem

1.1.2003. Fir altere Zeitraume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versdumt haben, eine
Anpassung durchzufuhren oder
ein anderer Index verwandt wur-
de. Das Statistische Bundesamt
bietet unter dem folgenden Link
einen Onlinerechner zur Berech-
nung von Schwellenwerten und
Veranderungsraten von Wertsi-
cherungsklauseln, die auf Ver-
brauchpreisindizes basieren.

Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt fiir Statistik ermittel-
ten Index fiir die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmaglichkeit gemal BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR
141/07), ZIV 2009, 47 verwie-
sen.

Soweit der Vertrag noch alter ist
und/oder andere Indizes verwen-
det wurden, berechnet das Statis-
tische Bundesamt gegen eine
Entgelt von 30 € auch diese
Teuerungsrate.
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Basis: 2010

SHLIES

2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013
Januar 89,1 90,1 [91,4 |931 |947 |974 |983 |99,0 |100,7|102,8 | 1045
Februar 89,6 [ 90,3 [ 91,8 | 935 |951 |97,8 [989 |994 |101,3]|103,5 | 105,1
Marz 89,7 90,6 [ 92,2 | 935 |953 |98,3 |98,7 |999 |101,9|104,1 |105,6
April 89,4 90,9 [ 92,0 | 938 |958 |981 |9838 |100,0 |101,9 | 103,9 | 105,1
Mai 89,2 91,1 [ 92,2 | 938 |958 |98,7 |98,7 |999 |101,9|103,9 | 1055
Juni 89,5 91,1 [ 92,3 | 94,0 | 958 [98,9 |99,0 |999 |102,0 | 103,7 | 105,6
Juli 89,7 91,3 [ 92,7 | 94,4 |96,3 | 995 |99,0 |100,1 |102,2|104,1 |106,1
August 89,7 91,4 {928 |942 |96,2 |99,2 |99,2 |1002 | 1023 | 104,5
September | 89,6 | 91,2 | 92,9 | 939 |964 |99,1 |98,9 |100,1| 102,55 | 104,6
Oktober 89,6 | 91,3 | 93,0 [ 94,0 |966 |989 |98,9 |100,2| 1025 |104,6
November | 89,4 | 91,1 | 92,7 | 940 |97,1 |984 |98,8 |100,3|102,7 | 104,7
Dezember | 90,1 | 92,1 | 934 |94,7 |97,7 |98,8 |99,6 |100,9 | 102,9 | 105,0
Verzugszinssatze
Der Glaubiger kann nach dem Falligkeit und Zugang einer nicht beteiligt sind, acht Pro-

Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB). Einer Mahnung bedarf es
nicht, wenn fiir die Leistung eine
Zeit nach dem Kalender be-
stimmt ist, die Leistung an ein
vorausgehendes Ereignis an-
knlpft, der Schuldner die Leis-
tung verweigert oder besondere
Grinde den sofortigen Eintritt
des Verzugs rechtfertigen (§ 286
Abs. 2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach

Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders  hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fur das Jahr funf
Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher

zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).
Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grolRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grole ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne | Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz | zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zinssatz | cherbeteili-

gung % % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 | 11,32

1.7. bis 31.12.2002 | 2,47 7,47 10,47 1.7. bis 31.12.2008 | 3,19 8,19 | 11,19

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 | 9,62

1.7. bis 31.12.2003 | 1,22 6,22 9,22 1.7. bis 31.12.2009 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2004 | 1,13 6,13 9,13 1.7. bis 31.12.2010 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2005 | 1,17 6,17 9,17 1.7. bis 31.12.2011 | 0,37 5,37 | 8,37

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2006 | 1,95 6,95 9,95 1.7.bis 31.12.2012 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 | 7,87

1.7. bis 31.12.2007 | 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2013 | -0,38 4,62 | 7,62

www.Kanzlei-schultze.de
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REcHisANWALTE

Rechtsanwalte bzw. Rechtsanwaéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebiihrenordnung (BRAGO) bzw. flir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergltungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwaélte der Europdischen Gemeinschaft. Samtliche berufsrechtliche Regelungen kon-
nen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fuir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den Inhalt
zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm méglich und zumutbar ist, die Nut-
zung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere Linkebenen)
haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV veroffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch fiir die verdffentlichten Leit-
séatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegeniiber Datenbanken und
dhnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art und Weise
zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankméaBig zuganglich gemacht werden. ZURUCK
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